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BETREFF Bescheinigung von Altersvorsorgebeiträgen 

  
   

ANLAGEN 3 
   GZ IV C 3 - S 2222/09/10057 :002 

DOK 2011/0221608 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Altersvorsorgebeiträge nach § 82 EStG (Beiträge zur Riester-Rente) sind ab dem Beitrags-

jahr 2010 (d. h. ab dem 1. Januar 2011) vom Anbieter per Datensatz an die Finanzverwaltung 

zu übermitteln. Eine Berücksichtigung der Beiträge kann nur dann erfolgen, wenn der Steuer-

pflichtige in die Datenübermittlung eingewilligt hat. Die Verpflichtung der Anbieter zur Er-

teilung einer Bescheinigung nach § 10a Absatz 5 EStG a. F. wurde zugleich aufgehoben. 

 

Verschiedene Anbieter von Altersvorsorgeverträgen sowie der Gesamtverband der Versiche-

rungswirtschaft haben sich an das Bundesministerium für Finanzen gewandt und darauf hin-

gewiesen, dass viele Finanzämter die Berücksichtigung von Altersvorsorgebeiträge ohne die 



 

 

Seite 2  Vorlage einer Bescheinigung nach § 10a Absatz 5 EStG a. F. ablehnen. Die Steuerpflichtigen 

werden von den Finanzämtern aufgefordert, sich an die Anbieter zu wenden. Teilweise dro-

hen sie mit einer Vertragskündigung, wenn der Anbieter nicht innerhalb einer bestimmten 

Frist die Bescheinigung nach § 10a Absatz 5 EStG übersenden würde (vgl. Anlagen). 

 

Die Vorgehensweise der Finanzämter stößt bei den Anbietern auf wenig Verständnis, zum 

einen, da die elektronische Datenübermittlung in den betreffenden Fällen bereits erfolgt ist, 

zum anderen, da eine gesetzliche Bescheinigungsverpflichtung nicht mehr besteht. 

 

Ich bitte Sie, Ihre Finanzämter darauf hinzuweisen, dass die Vorlage einer Bescheinigung 

nach § 10a Absatz 5 EStG a. F. für die steuerliche Berücksichtigung von Altersvorsorgebei-

trägen beim Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG gesetzlich nicht vorgesehen ist. Von Auf-

forderungen an den Steuerpflichtigen, sich eine Bescheinigung nach § 10a Absatz 5 EStG 

a. F. vom Anbieter zu besorgen, ist vor diesem Hintergrund Abstand zu nehmen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Im Auftrag 

Dr. Misera 

 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 


